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Zur arbeitsrechtlichen Einordnung eines Vorstandsmitglieds einer AG. 
Ablehnung von Leistungen gegenüber den Hinterbliebenen eines tödlich verunglückten 
Vorstandsmitglieds. 
 
§§ 2 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2, 3 Abs. 1 Nr. 2 SGB VII 
 
Urteil des BSG vom 15.12.2020 – B 2 U 4/20 R – 
Bestätigung des Urteils des LSG Baden-Württemberg vom 25.06.2019 – L 9 U 92/19 – UVR 04/2020. S. 
163  
 

Die Klägerinnen zu 1 - 3 (Ehefrau und Töchter des Verstorbenen) begehren Hinterbliebenen-
leistungen vom beklagten Unfallversicherungsträger. 
Der Verstorbene H war Vorstandsmitglied der Firma T. AG. Am 24.09.2015 bestieg er das 
Dach der Firma, um dort Schäden zu dokumentieren. Dabei stürzte er aus 15 bis 20 m 
Höhe ab und zog sich tödliche Verletzungen zu. Er war nicht in der gesetzlichen Unfall-
versicherung freiwillig versichert. 
Mit Bescheiden von 2015 an die drei Klägerinnen lehnte die Beklagte die Gewährung von 
Hinterbliebenenleistungen ab. Widerspruch, Klage und Berufung blieben erfolglos.  
Das BSG wies die Revision als zulässig, aber unbegründet zurück. 
Zwar habe H einen Unfall erlitten, er sei aber bei der unfallbringenden Verrichtung unter keiner 
in Betracht zu ziehenden rechtlichen Sicht gesetzlich unfallversichert gewesen. 
So sei H nicht als Beschäftigter anzusehen. Mitglieder des Vorstands würden in aller Regel 
wie Unternehmer selbstständig tätig. Das Aktiengesetz gehe insoweit von einer typisierenden 
Betrachtungsweise aus. Mitglieder des Vorstands einer AG würden nicht aufgrund eines Ar-
beitsverhältnisses tätig und unterlägen keinen Weisungen (wird ausgeführt Rz. 13 ff). So könne 
etwa aus § 6 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 SGB VII im Umkehrschluss gefolgert werden, dass die dort 
genannten Personen von vornherein keine Beschäftigten seien. Die Kriterien zur Beurteilung, 
ob GmbH-Geschäftsführer als Beschäftigte anzusehen sind, seien nicht auf Vorstands-
mitglieder einer AG übertragbar. Es bestünden insoweit gravierende strukturelle Unter-
schiede (wird ausgeführt, Rz. 18). H sei auch nicht aufgrund besonderer Einzelfallumstände 
bei seiner Verrichtung auf dem Gebäudedach ausnahmsweise als Beschäftigter der AG unfall-
versichert gewesen. Zwar könne es sein, dass der Vorstandsvorsitzende aufgrund seiner domi-
nanten Stellung als Firmengründer und Großaktionär faktische Weisungsbefugnisse für sich in 
Anspruch nehme, wie die Revisionsbegründung behauptet. Die unfallversicherungsrechtli-
chen Regelungen gingen jedoch - unabhängig von den in der jeweiligen AG herrschen-
den konkreten Verhältnissen - typisierend davon aus, dass Vorstandsmitglieder einer un-
abhängigen, nicht beherrschten AG nicht als Beschäftigte i.S. des § 2 Abs. 1 Nr. 1 SGB 
VII kraft Gesetzes versichert seien. Insoweit bestätige und präzisiere der Senat seine bis-
herige Rechtsprechung. 
Entgegen der Auffassung der Klägerinnen seien hier auch nicht die Grundsätze zum europa-
rechtlichen Arbeitnehmerbegriff für die Auslegung des Beschäftigtenbegriffs heranzuzie-
hen. Diese seien nur zu berücksichtigen, wenn es sich um unionsrechtliche Regelungen han-
dele oder eine nationale Regelung eine europäische Richtlinie umsetze. 
Ein Verstoß gegen den allgemeinen Gleichheitssatz des Artikel 3 GG sei auch nicht fest-
zustellen. Er gebiete, alle Menschen vor dem Gesetz gleich zu behandeln. Damit sei dem Ge-
setzgeber allerdings nicht jede Differenzierung verwehrt. Ein Verstoß ge-
gen Art. 3 Abs. 1 GG liege nur dann vor, wenn eine Gruppe von Normadressaten im Vergleich 
zu anderen Normadressaten anders behandelt werde, obwohl zwischen beiden Gruppen keine 
Unterschiede von solcher Art und solchem Gewicht bestünden, dass sie die ungleiche Behand-
lung rechtfertigen könnten. In Anwendung dieser Maßstäbe sei es verfassungsrechtlich nicht zu 
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beanstanden, dass Vorstandsmitglieder einer AG generell keine Beschäftigten i. S. des 
§ 2 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII seien. 
H sei auch nicht als Wie-Beschäftigter i. S. des § 2 Abs. 2 Satz 1 SGB VII bei der Beklagten 
versichert gewesen, als er die Schäden auf dem Dach dokumentierte. Voraussetzung einer 
Wie-Beschäftigung sei, dass eine einem fremden Unternehmen dienende, dem wirklichen oder 
mutmaßlichen Willen des Unternehmers entsprechende Tätigkeit von wirtschaftlichem Wert er-
bracht werde, die ihrer Art nach von Personen verrichtet werden könne, die in einem abhängi-
gen Beschäftigungsverhältnis stünden. Bei H fehlte es bereits an der ersten Voraussetzung, für 
ein fremdes Unternehmen tätig zu sein. 
Er war zum Zeitpunkt des Unfalls auch nicht gem. § 3 Abs. 1 Nr. 2 SGB VII i. V. m. § 52 Abs. 
1 Buchst. d der Satzung der Beklagten versichert. Nach dieser Vorschrift sind Personen, die 
nicht im Unternehmen beschäftigt sind, aber als Mitglieder des Aufsichtsrats, Beirats, Verwal-
tungsrats oder vergleichbarer Gremien des Unternehmens die Stätte des Unternehmens im 
Auftrag oder mit Zustimmung des Unternehmens aufsuchen oder auf ihr verkehren, während 
ihres Aufenthaltes auf der Stätte des Unternehmens gegen die ihnen hierbei zustoßenden Ar-
beitsunfälle und Berufskrankheiten beitragsfrei versichert, soweit sie nicht schon nach anderen 
Vorschriften versichert sind. H erfülle diese Voraussetzungen nicht. Er gehörte keinem der dort 
genannten Gremien an. Insbesondere war er als Teil des Vorstands nicht Mitglied eines ver-
gleichbaren Gremiums i. S. der Satzung. Hierunter fielen nur Gremien, die eine dem Aufsichts-
rat, Beirat oder Verwaltungsrat eines Unternehmens vergleichbare Funktion der Überwachung 
der Geschäftsführung hätten. Als Mitglied des Vorstands der T. AG gehörte H dem geschäfts-
führenden Organ der AG, nicht aber einem solchen überwachenden Gremium an. (D.K.) 

 
Das Bundessozialgericht hat mit Urteil vom 15.12.2020 – B 2 U 4/20 R –  
wie folgt entschieden: 
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